
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Der Regierungsrat hat in seiner Sitzung vom 26. September 2017 

(der letzten vor den Herbstferien; nächste ordentliche Sitzung: 23. Oktober) 

 

beschlossen 

• Aufhebung der Richtlinien über die Durchführung der Umweltverträg-

lichkeitsprüfung 

• Teilrevision der Verordnung über Verfahrenskoordination und 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

• Totalrevision der Jagdverordnung (JaV) 

• Aufgabenentflechtung und Verteilschlüssel für die Ergänzungs-

leistungen zur AHV und IV sowie für die Pflegekostenbeiträge 

• Änderung der Verordnung über die Berufsbildung (Case Management 

Berufsbildung CM BB) 

 

Botschaft und Entwurf zuhanden des Kantonsrates verabschiedet 

• Änderung des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungs-

führung – Minimierung der Spezialfinanzierungen (WoV-G) 

 

Stellung bezogen 

• zum Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer (Verrechnungs-

steuergesetz; VStG) 

• zur Revision der Führerausweisvorschriften 

• zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die Nationalstrassenabgabe 

• zur Revision des Wasserrechtsgesetzes 
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• zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 

• zum Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA 

• zur Änderung der Verordnung über die Unfallversicherung (UVV); 

Anpassung von Anhang 1 (Liste der Berufskrankheiten) 

• zum Geldspielkonkordat 

• zur Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung. 

Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung 

• Übereinkommen des Europarates über einen ganzheitlichen Ansatz für 

Sicherheit, Schutz und Dienstleistungen bei Fussballspielen und 

anderen Sportveranstaltungen 

• zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des 

Europarates zur Verhütung des Terrorismus mit dem dazugehörenden 

Zusatzprotokoll und Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums 

gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität 

• zum Bundesgesetz über die Unterstützung der nationalen 

Menschenrechtsinstitution 
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